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EDITORIAL

Wenn es um das Thema Künstliche Intelligenz 
und seinen Mehrwert geht, scheiden sich im-
mer noch die Gemüter. Für die einen ist KI nicht 
mehr als eine „bessere Autovervollständigung“, 
andere wiederum gehen davon aus, dass KI 
am Ende die „Menschheit retten“ wird. Ob die 
Wahrheit tatsächlich an einem der beiden Pole 
dieser Ansichten zu finden sein wird, oder wie 
so oft in der Mitte, werden die nächsten Jahre 
zeigen. 
Was sich jedoch jetzt schon attestieren lässt: 
Es gibt zahlreiche KI-getriebene Verfahren, die 
bereits von den Verantwortlichen genutzt wer-
den, und die Datenschutz-Aufsichtsbehörden 
müssen sich mit diesen Auseinandersetzen.  

Als Instrumente zur Regelung und Bewertung 
von KI-Verfahren nutzen sie die Werkzeuge, 
die Ihnen die Datenschutz-Grundverordnung 
(DS-GVO) an die Hand gibt.
Ob es um die KI-gestützte Erstellung von Arzt-
briefen, Textgenerierung/Textrecherche in der 
Verwaltung oder die Erkennung von Ertrinken-
den geht: Die Aufsichtsbehörden haben sich 
dieser „neuen Thematik“ angenommen und 
beraten in gewohnter Manier, soweit sich diese 
mit den „alten Mitteln“ des Datenschutzes 
lösen lässt.

Sagen Sie uns Ihre Meinung 
kundenservice@datakontext.com

Levent Ferik

mailto:kundenservice%40datakontext.com?subject=
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Die Datenschutzaufsicht prüft unter anderem:
•	 die datenschutzrechtliche Verantwortlichkeit (IDM/UKE),
•	 die Zulässigkeit des KI-Trainings auf Basis von Art. 9 Abs. 2 lit. j 

DS-GVO i. V. m. § 12 Hamburgisches Krankenhausgesetz (HmbKHG),
•	 die Sicherstellung von Betroffenenrechten und
•	 die Qualität der Pseudonymisierung sowie Anonymisierung nach 

dem Training.

2. „LLMoin“ – KI-Textassistent für die Hamburger Verwaltung
Der KI-Chatbot „LLMoin“, basierend auf GPT-4o, wird zur Textgenerie-
rung und Recherche eingesetzt. Während zunächst keine personen-
bezogenen Daten verarbeitet werden durften, erlaubt die erweiterte 
Nutzung inzwischen deren Verarbeitung bei „normalem Schutzbedarf“. 
Der HmbBfDI bewertet laufend:

•	 die Verantwortlichkeitsverteilung zwischen Senatskanzlei und Fach-
behörden,

•	 die Umsetzung von Betroffenenrechten, insbesondere im Promp
ting und bei Logdaten,

•	 die Notwendigkeit einer Datenschutz-Folgenabschätzung sowie
•	 die geplante zentrale Protokollierung und deren mögliche Verstöße 

gegen das Trennungsprinzip.

3. Erkennung von Ertrinkenden durch KI im Hamburger 
Schwimmbad

Im Billebad testet die Stadt Hamburg das System „Lynxight“, das mithil-
fe maschinellen Lernens Bewegungsmuster erkennt, die auf drohende 
Ertrinkungsunfälle hinweisen. Der HmbBfDI begleitet den Pilotbetrieb 
unter besonderer Beachtung:

•	 der Zweckbindung und Datenminimierung,
•	 der räumlichen Begrenzung der Videoüberwachung,
•	 des Verzichts auf Cloud-Speicherung,
•	 der Gestaltung der Alarmierung (anonymisiert auf Smartwatch) sowie
•	 der datenschutzkonformen Kalibrierung.

Geprüfte KI-Anwen-
dungen durch den 
HmbBfDI
Der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informations-

freiheit (HmbBfDI) hat im Berichtsjahr 2024/2025 mehrere KI-ge-
stützte Systeme unter datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten be-

gleitet und bewertet. Die Anwendungen betreffen sowohl den öffentlichen 
Sektor als auch den Gesundheitsbereich und zeigen exemplarisch, welche 
Herausforderungen mit dem Einsatz lernender Systeme verbunden sind.

1. KI-gestützte Entlassbrief-Erstellung am UKE („ARGO CL“)
Das Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE) nutzt mit „ARGO 
Clinical Letters“ ein KI-Sprachmodell zur automatisierten Erstellung von 
Arztbriefen. Grundlage des Systems ist ein Large Language Model (LLM), 
das mit pseudonymisierten Behandlungsdaten aus der digitalen Patien-
tenakte des UKE trainiert wurde. 
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WhatsApp im Polizei-
dienst: Datenschutz-
beauftragte kritisiert 
Nutzung
Die Landesbeauftragte für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit Nordrhein-Westfalen, Bettina Gayk, 
warnt eindringlich vor der Nutzung von WhatsApp für 
dienstliche Kommunikation durch Polizeibehörden  
im Land. Hintergrund sind mehrere Beschwerden aus 
dem Polizeiumfeld, nach denen WhatsApp in zahlrei-
chen Dienstgruppen regelmäßig für den Austausch 
dienstlicher Informationen – etwa zur Schichtplanung 
oder bei Krankmeldungen – genutzt wird.

Weiter auf DataAgenda lesen 
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12. Hamburger 
Datenschutz tage 2025
Sicherheit im digitalen Zeitalter – Entwicklung 
und Wachstum mit Verantwortung

Pre-Seminar: 25. Juni 2025
Konferenz: 26.–27. Juni 2025

Gesellschaft für Datenschutz 
und Datensicherheit e.V.

Mit freundlicher Unterstützung Organisation
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Jetzt anmelden: www.datakontext.com/ds-tage

Schwerpunkte:
 ✓ Datenschutz im Wandel: Politik, Gesetzgebung, Aufsicht und Beratung
 ✓ DS-GVO und neue EU Digital-Rechtsakte
 ✓ KI-Praxisbericht: Wie man DS-GVO- und Compliance-Anforderungen  
bei ChatBots bewältigen kann

 ✓ Cybersecurity, Datenschutz und Resilienz: NIS-2 und  
der Cyber Resilience Act im Fokus

 ✓ Künstliche Intelligenz im Unternehmenseinsatz – wenn Technologien  
auf die KI-Verordnung und den Datenschutz treffen

 ✓ Privatsphäre und Tracking im digitalen Zeitalter

https://www.ldi.nrw.de/WhatsApp_Polizei
https://dataagenda.de/whatsapp-im-polizeidienst-datenschutzbeauftragte-kritisiert-nutzung/
https://www.datakontext.com/ds-tage
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sie definieren lediglich Mindestinhalte. Die Verarbeitung von Gesundheits-
daten unterliegt den Vorgaben des Art. 9 DS-GVO, ergänzt durch:

•	 Art. 9 Abs. 2 lit. b und lit. f DS-GVO,
•	 § 26 Abs. 3 BDSG,
•	 § 10 Abs. 2 und 3 HmbDSG sowie
•	 einschlägige Bestimmungen des Hamburgischen Beamten

gesetzes (HmbBG).

Erforderlichkeitsprüfung und Interessenabwägung
•	 Die Verarbeitung muss erforderlich für das Beschäftigungsverhältnis sein.
•	 Es bedarf einer praktischen Konkordanz: Ein Ausgleich zwischen 

dem Interesse des Arbeitgebers an Transparenz und dem Schutz der 
Persönlichkeitsrechte der Beschäftigten.

•	 Für Gesundheitsdaten ist eine besonders strenge Interessenabwä-
gung vorzunehmen.

Empfehlungen des HmbBfDI
•	 Arbeitgeber sollten die Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit 

der Angabe sensibler Daten sorgfältig prüfen.
•	 Die Grundsätze der Zweckbindung und Datenminimierung (Art. 5 

Abs. 1 lit. b und c DS-GVO) sind einzuhalten.
•	 Eine vollständige Aussparung gesundheitsbezogener Angaben 

kann dem Transparenzgebot (§ 108 GewO) widersprechen, da Be-
schäftigte ansonsten ggf. nicht umfassend prüfen oder Widerspruch 
einlegen können.

•	 Die Möglichkeit der Schwärzung sensibler Daten bei Vorlage ge-
genüber Dritten – analog zur Regelung zur Kirchensteuer in § 2 Abs. 
2 EntgBV – bleibt ein zentrales Schutzinstrument.

Fazit
Die Angabe gesundheitsbezogener Informationen auf Abrechnungen ist 
unter strikter Beachtung datenschutzrechtlicher Vorgaben zulässig, sofern 
sie dem Transparenzinteresse dient, nur der betroffenen Person zur Kennt-
nis gelangt und bei Bedarf geschwärzt werden kann. Ein Verstoß gegen den 
Grundsatz der Datenminimierung liegt unter diesen Bedingungen nicht vor.

Zulässigkeit von  
Gesundheitsdaten auf 
Gehaltsabrechnungen
Der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informations-

freiheit (HmbBfDI) hat im Rahmen von zwei Beschwerden die Zu-
lässigkeit der Angabe gesundheitsbezogener Daten auf Lohn- und 

Gehaltsabrechnungen  überprüft. Im Zentrum der datenschutzrechtlichen 
Bewertung steht der Umgang mit besonders sensiblen personenbezogenen 
Daten im Spannungsfeld zwischen Transparenz und Persönlichkeitsrechten.

Hintergrund der Prüfung
•	 Fall 1: Ein Arbeitnehmer bemängelte die Nennung eines Zusatzur-

laubs wegen Schwerbehinderung auf seiner Gehaltsabrechnung.
•	 Fall 2: Eine Beamtin beanstandete die Angabe krankheitsbedingter 

Fehlzeiten auf ihrer Bezügemitteilung.

Rechtliche Bewertung
Weder die Gewerbeordnung (GewO) noch die Entgeltbescheinigungsver-
ordnung (EntgBV) untersagen ausdrücklich die Angabe zusätzlicher Daten; 
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https://datenschutz-hamburg.de/service-information/taetigkeitsberichte/taetigkeitsbericht-datenschutz-2024#III-10
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Mitarbeiterbilder nach 
dem Ausscheiden: 
Rechtliche Vorgaben 
und Empfehlungen

Der Umgang mit Bildnissen ehemaliger Beschäftigter ist aus 
datenschutzrechtlicher Sicht ein sensibles Thema. In zahlrei-
chen aktuellen Fällen stellen Datenschutzaufsichtsbehörden 

fest, dass Unternehmen Bildmaterialien von ehemaligen Mitarbeitenden 
weiterhin nutzen, obwohl keine gültige Rechtsgrundlage für diese Ver-
arbeitung besteht. Dies betrifft insbesondere die Verwendung von Fotos 
und Videos auf Unternehmenswebsites und Social-Media-Plattformen.

Weiter auf DataAgenda lesen 
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BGH stärkt Klagerecht 
bei Datenschutzver-
stößen

Der Bundesgerichtshof (Urteil vom 27.03.2025 – I ZR 186/17)  
hat entschieden, dass Verbraucherschutzverbände und Mitbe-
werber berechtigt sind, Verstöße gegen das Datenschutzrecht 

gerichtlich geltend zu machen. Konkret hat der unter anderem für das 
Wettbewerbsrecht zuständige I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
(BGH) entschieden, dass ein 
Verstoß des Betreibers eines 
sozialen Netzwerks gegen 
die datenschutzrechtliche 
Verpflichtung, die Nutzer die-
ses Netzwerks über Umfang 
und Zweck der Erhebung und 
Verwendung ihrer personen-
bezogenen Daten zu unter-
richten, wettbewerbsrechtli-
che Unterlassungsansprüche 
begründet und von Verbrau-
cherschutzbänden im Wege 
einer Klage vor den Zivilge-
richten verfolgt werden kann.

Weiter auf DataAgenda 
lesen 
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https://dataagenda.de/mitarbeiterbilder-nach-dem-ausscheiden-rechtliche-vorgaben-und-empfehlungen/
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/2025059.html
https://dataagenda.de/bgh-staerkt-klagerecht-bei-datenschutzverstoessen/
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D ie Entscheidung betrifft insbesondere den Beschäftigtenkontext 
und stellt klar, dass auf einen Auskunftsanspruch auch im Rah-
men eines arbeitsrechtlichen Vergleichs verzichtet werden kann. 

Ein Arbeitnehmer hatte beim Bayerischen Landesamt für Datenschutz
aufsicht (BayLDA) Beschwerde eingereicht, da sein Arbeitgeber eine da-
tenschutzrechtliche Auskunft nicht erteilt hatte. Allerdings wurde noch 
vor der Einreichung der Beschwerde ein außergerichtlicher Vergleich 
zwischen dem Arbeitnehmer und dem Arbeitgeber geschlossen. Die 
bevollmächtigte Rechtsanwältin des Arbeitnehmers erklärte, dass mit 
dem Vergleich alle Ansprüche als erledigt anzusehen seien. Das BayLDA 
wertete dies als umfassende Einigung und stellte das Verfahren ein.

Der Arbeitnehmer erhob daraufhin Klage gegen das BayLDA und for-
derte, es zur Einleitung einer Abhilfemaßnahme gemäß Art. 58 Abs. 2 
DS-GVO zu verpflichten. Das Verwaltungsgericht wies die Klage ab und 
bestätigte die Rechtsauffassung des BayLDA. Die Erklärung der Rechts-
anwältin sei gemäß §§ 133, 157 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) objektiv 
auszulegen, und der Vergleich umfasse nach objektiver Betrachtung 
auch den Auskunftsanspruch. Weder die DS-GVO noch andere Rechts-
vorschriften enthielten ein Verbot, einen datenschutzrechtlichen An-
spruch vergleichsweise zu regeln.
Diese Entscheidung hat weitreichende praktische Konsequenzen. Daten-
schutzrechtliche Auskunftsansprüche können durch arbeitsrechtliche Ver-
gleiche erlöschen, sofern aus dem Gesamtkontext erkennbar ist, dass sie 
Teil der Einigung sind. Eine ausdrückliche Erwähnung des Verzichts auf das 
Auskunftsrecht ist nicht zwingend erforderlich. Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer sollten daher bei der Formulierung von Vergleichen den Umfang 
der Regelungen präzise klären, um spätere Streitigkeiten zu vermeiden.

Vergleich führt zum 
Erlöschen des Aus-
kunftsanspruchs
Das Bayerische Verwaltungsgericht Ansbach hat 
entschieden, dass ein bereits geltend gemachter 
datenschutzrechtlicher Auskunftsanspruch durch 
eine vergleichsweise Einigung erlöschen kann 
(VG Ansbach, U. v. 03.05.2024 – AN K 21.00653). 
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•	 Kontrollverantwortung über die gesamte Verarbeitungskette: 
Die datenschutzrechtliche Verantwortung bleibt beim Verantwort-
lichen, unabhängig von der Anzahl der Auftragsverarbeiter. Art. 24 
Abs. 1 und Art. 28 Abs. 1 DS-GVO verpflichten ihn, die Datenschutz-
konformität sicherzustellen.

•	 Prüfung von Unterauftragsverhältnissen: Der Umfang der Prü-
fungspflichten des Verantwortlichen hängt vom Risiko der Verar-
beitung ab. Bei hohem Risiko kann eine direkte Prüfung einzelner 
Unterauftragsverhältnisse erforderlich sein.

•	 Einsicht in Unterauftragsverträge: Verantwortliche können jederzeit 
die Offenlegung abgeschlossener Unterauftragsvereinbarungen ver-
langen, insbesondere bei Unklarheiten oder erkannten Schwachstellen.

Datentransfer in Drittländer
•	 Einhaltung der Anforderungen der DS-GVO: Der Verantwortliche 

muss sicherstellen, dass jeder Datentransfer in Drittländer die Vor-
gaben des Kapitels V der DS-GVO erfüllt.

•	 Angemessenheitsbeschluss der EU-Kommission: Liegt ein solcher 
Beschluss vor, ist keine weitere Prüfung erforderlich.

•	 Fehlender Angemessenheitsbeschluss: Hier sind geeignete Garan-
tien (z. B. Standarddatenschutzklauseln) notwendig. Zudem muss 
ein Transfer Impact Assessment (TIA) durchgeführt werden.

•	 Verantwortlichkeit für TIA: Der Verantwortliche darf sich nicht allein 
auf die Prüfungen seines Auftragsverarbeiters verlassen, sondern 
muss deren Plausibilität selbst bewerten.

Fazit
Die EDSA-Stellungnahme betont die unveräußerliche Kontrollverant-
wortung des Verantwortlichen. Die Prüfintensität variiert je nach Risiko 
der Verarbeitung, jedoch bleibt der Verantwortliche stets rechenschafts-
pflichtig für die Datenschutzkonformität in der gesamten Auftragskette. 
Datenschutzbeauftragte sollten daher interne Prozesse zur Kontrolle 
von Auftragsverarbeitern überprüfen und bei Bedarf anpassen.

Kontrollpflichten bei 
(Ketten-)Auftrags-
verarbeitung: EDSA 
schafft Klarheit

Der Europäische Datenschutzausschuss (EDSA) hat in seiner 
Stellungnahme 22/2024  wesentliche Klarstellungen zur Kon
trollverantwortung des Verantwortlichen bei der Auftragsver-

arbeitung vorgenommen. Insbesondere wird betont, dass der Verant-
wortliche seine datenschutzrechtlichen Pflichten auch bei mehrstufigen 
Auftragsverhältnissen nicht delegieren kann.

Wesentliche Punkte der EDSA-Stellungnahme:
•	 Identifikation aller Auftragsverarbeiter: Verantwortliche müssen 

die Identität aller beteiligten Auftrags- und Unterauftragsverarbei-
ter kennen, um ihrer Auskunftspflicht gegenüber betroffenen Per-
sonen nachzukommen.
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https://www.edpb.europa.eu/news/news/2024/edpb-adopts-opinion-processors-guidelines-legitimate-interest-statement-draft_de
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Unterstützungspflicht 
des Betriebsrats bei 
Auskunftsbegehren 
nach Art. 15 DS-GVO
Nach der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) 
haben betroffene Personen das Recht, von den Ver-
antwortlichen Auskunft über die Verarbeitung ihrer 
Daten zu erhalten. Dieses Auskunftsrecht ist von 
großer Bedeutung, denn nur wer über die Verarbei-
tung seiner Daten informiert ist, kann weitere Rech-
te wie Berichtigung, Löschung oder Schadenersatz 
in Anspruch nehmen.

Weiter auf DataAgenda lesen 
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	◾ Neuer Co-Autor 
Prof. Dr. Gregor 
Thüsing, Direktor des 
Instituts für Arbeitsrecht an 
der Universität Bonn, Mit-
glied des Deutschen Ethik-
rats,  führender Experte für 
 Arbeits- und Sozialrecht

	◾ Unterstützung für Unter-
nehmen bei der Einhaltung 
gesetzlicher Vorgaben und 
Minimierung von Daten-
schutzrisiken

	◾ Perfekt für Datenschutz- und 
Personalverantwortliche in 
Unternehmen, Rechtsanwälte 
sowie Berater

Beschäftigtendatenschutz 
rechtssicher umsetzen 
Der unverzichtbare Kommentar  
für Ihren Arbeitsalltag.

Handbuch Beschäftigtendatenschutz 
Aktuelle Rechtsfragen und Umsetzungshilfen 
Prof. Peter Gola, Prof. Dr. Gregor Thüsing 
9. komplett neu bearbeitete Auflage 2025 
ISBN 978-3-89577-888-9 
848 Seiten; 17 x 24 cm Hardcover 
169,99 € inkl. MwSt.  
mit E-Book zum Download (PDF)

Jetzt bestellen:  
www.datakontext.com/handbuch

9. komplett 
neu  

bearbeitete 
Auflage!

https://dataagenda.de/unterstuetzungspflicht-des-betriebsrats-bei-auskunftsbegehren-nach-art-15-ds-gvo/
https://www.datakontext.com/handbuch
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In einer Stellungnahme für die mit dem Thema 
Datenschutz befassten Arbeitskreise der Koalitions-
verhandlungen weist die Gesellschaft für Datenschutz 
und Datensicherheit e.V. (GDD) darauf hin, dass syste-
mische Mängel im Datenschutzrecht soweit möglich 
durch Regulierung in Deutschland beseitigt werden 
sollten. Auch eine Revision der europäischen Daten-
akte und der DS-GVO ist nach Auffassung der GDD im 
Hinblick auf Harmonisierung und Praktikabilität not-
wendig und muss entsprechend initiiert werden.

M it Blick auf die Ergebnisse der Sondierungen von CDU/CSU und 
SPD, nach denen zum Zweck des Rückbaus von Bürokratie die 
Zahl der gesetzlich vorgeschriebenen betrieblichen Datenschutz-

beauftragten signifikant reduziert werden soll, weist die GDD darauf hin, 
dass betriebliche Datenschutzbeauftragte keine Bürokratie für die unter-
nehmerische Praxis darstellen. Im Gegenteil: Ihre Beratung der Unterneh-
mensleitung in Fragen des Datenschutzrechts und der Europäischen Di-
gitalakte wie der KI-Verordnung und dem Data Act führt zur Vermeidung 
von hohen Bußgeldern und Schadenersatzansprüchen nach der DS-GVO.
Als rechtlich vorgesehene Ansprechpartner für Kunden und Beschäftigte 
lassen sich über die Datenschutzbeauftragten vielfach Konflikte in Da-
tenschutzfragen im Vorfeld ausräumen, ohne dass sich Datenschutzauf-
sichtsbehörden einschalten.

Die Stellungnahme der GDD lässt sich hier  abrufen.

GDD: Empfehlungen für die Koalitions
verhandlungen von CDU/CSU und SPD
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https://www.gdd.de/wp-content/uploads/2025/03/Empfehlungen-zum-Datenschutzrecht-in-den-Koalitionsverhandlungen-.pdf


11 	  NEWSBOX DATENSCHUTZ	 AUSGABE 5/2025

zehn Jahre, abhängig von der Art der Dokumente. Beispielsweise 
mussten Buchungsbelege bislang zehn Jahre aufbewahrt werden.​

•	 Branchenspezifische Regelungen: Bestimmte Berufsgruppen 
haben zusätzliche Vorschriften zu beachten. So sind Arztpraxen 
verpflichtet, Patientenunterlagen gemäß dem Bürgerlichen Gesetz-
buch (BGB) zehn Jahre aufzubewahren, während die Strahlenschutz-
verordnung (StrlSchVO) sogar eine Frist von 30 Jahren vorsieht. 
Arbeitgeber müssen zudem Aufzeichnungen zur Arbeitszeit, zum 
Jugendschutz und zum Mutterschutz für zwei Jahre vorhalten.​

Änderungen seit 2025:
Durch das Vierte Bürokratieentlastungsgesetz hat der Gesetzgeber eini-
ge Aufbewahrungsfristen verkürzt. Die bedeutendste Änderung betrifft 
Buchungsbelege, deren Aufbewahrungsfrist von zehn auf acht Jahre re-
duziert wurde. Diese Anpassung erfordert eine Überprüfung und Anpas-
sung bestehender Löschroutinen, um den neuen gesetzlichen Vorgaben 
zu entsprechen.​

Empfehlungen für die Praxis:
•	 Regelmäßige Überprüfung: Mindestens einmal jährlich sollten Un-

ternehmen und Behörden ihre Datenbestände evaluieren und nicht 
mehr benötigte Daten löschen.​

•	 Automatisierte Löschprozesse: Der Einsatz automatisierter Ver-
fahren zur Datenlöschung erhöht die Effizienz und reduziert das 
Risiko menschlicher Fehler.​

•	 Aktualisierung interner Richtlinien: Es ist essenziell, interne 
Datenschutzrichtlinien regelmäßig zu überprüfen und an aktuelle 
gesetzliche Änderungen anzupassen.​

Ein konsequenter und gut geplanter Umgang mit Datenlöschung trägt 
nicht nur zur Einhaltung gesetzlicher Vorgaben bei, sondern stärkt auch 
das Vertrauen von Kunden und Partnern in die datenschutzkonforme 
Arbeitsweise eines Unternehmens.

Löschkonzept:  
Aktualisierte Speicher
fristen beachten
Gemäß der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) dürfen per-

sonenbezogene Daten nur so lange gespeichert werden, wie es 
für den jeweiligen Zweck erforderlich ist. Daher ist eine regel-

mäßige Kontrolle und Löschung nicht mehr benötigter Daten unerläss-
lich. Darauf weist aus gegebenem Anlass auch der Hamburgische Beauf-
tragte für Datenschutz und Informationsfreiheit  hin.

Wichtige Aspekte der Datenlöschung:
•	 Gesetzliche Aufbewahrungsfristen: Viele Dokumente unterlie-

gen spezifischen gesetzlichen Mindestspeicherfristen, die sich 
häufig aus der Abgabenordnung (AO) und dem Handelsgesetzbuch 
(HGB) ergeben. Diese Fristen betragen in der Regel sechs, acht oder 
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https://datenschutz-hamburg.de/news/digitaler-fruehjahrsputz-alte-daten-loeschen-neue-speicherfristen-beachten
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DataAgenda Podcast Folge 69: 
Faire Bedingungen für Digitale Märkte: Die Rolle 
des Bundeskartellamts und seine Bezugspunkte 
zum Datenschutz
Das Bundeskartellamt spielt eine wichtige Rolle zum Schutz des Wett-
bewerbs. In der Digitalisierung kommt es zunehmend zu Berührungen 
mit dem Datenschutzrecht. Was sind die Aufgaben des Bundeskartell-
amts, welche Entwicklungen gibt es, wie unterscheiden sich Daten- und 
Kartellrecht und wie ergänzen sich die Rechtsgebiete?
Einordnungen und Einschätzungen von Andreas Mundt. Der Präsident 
des Bundeskartellamts, im DataAgenda Podcast zum Facebook-Fall, zu 
Pay or Consent, Apple und den Herausforderungen der KI.
Zum Podcast bitte hier  klicken.

DataAgenda Podcast Folge 70:  
„Mini DS-GVO“ im Omnibus– bekommt das EU-
Datenschutzrecht ein Facelifting?
Die DS-GVO muss sich in einer datengetriebenen Gesellschaft und Wirt-
schaftsordnung zunehmend an ihrer Tauglichkeit messen lassen, Daten-
schutz und Datennutzung zur Geltung zu bringen. Ihr „One-Size-Fits-
All“ wird von vielen als Schwäche der Datenschutzordnung begriffen. 
Der EU-Digitalpolitiker Axel Voss hat im Frühjahr 2025 ein differenzie-
rendes Konzept vorgestellt. Er stellt es im Data Agenda Podcast vor und 
zur Diskussion. Der Medienjournalist Holger Bleich und der Geschäfts-
führer der GDD, Andreas Jaspers haben sich mit dem Konzept befasst 
und erörtern mit Axel Voss über das Für und Wider des Ansatzes und die 
wie es damit weitergehen könnte. 
Zum Podcast bitte hier  klicken.

Weitere Folgen unter DataAgenda.de/podcast 
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Newsletter 
Möchten Sie bei Erscheinen der aktuellen Datenschutz Newsbox 
informiert werden und so keine Ausgabe mehr verpassen? 
Dann tragen Sie sich unverbindlich und kostenlos ein unter: 
www.datakontext.com/newsletter

Impressum
DATAKONTEXT GmbH 
Augustinusstraße 11 A 
50226 Frechen

Telefon:	+49 2234 98949-30 
Fax:	 +49 2234 98949-32

kundenservice@datakontext.com 
www.datakontext.com

Geschäftsführung:  
Dr. Karl Ulrich 
Amtsgericht Köln, HRB 82299

Jetzt bestellen: www.datakontext.com/Video-KI-Kompetenz

KI-Kompetenz 
aufbauen und 
nachweisen
✓ Art. 4 der KI-VO einfach erfüllen

✓ Abschlusstest & Zertifikat zur Dokumentation

✓ Flexibel abrufbar – ideal für alle Beschäftigten

✓ Inklusive 20-seitigem Merkblatt für
nachhaltige Wissensvermittlung 

✓ Von den GDD-Experten Prof. Dr. Rolf Schwartmann,
Kristin Benedikt, RA Andreas Jaspers 
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